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221/J A!l,f:rag e 

dar Abgo Dr" M i g s c h J W e i k h a,r t , li 0 I.' n 'Und Genossen 

an den Bundeskanzlo~, 

betreffend die Neuregelungder Besatzungskosten3 

Nach einer Verlau.tbarung bat der _Ulil.erto Rat in seiner Sitzuna 

vom 2lcII.1951 die Gesamtsumrue der Besa.tz~.n~skosten für die Jahre 1949 bis 

1951 festgeset.ztoNa.ch diesem Beschluss sind für 1951 420 Millionen Schil­

ling, für die zurückliegenden zwei Jahre beträchtliche Nachzahlungen zu 

leisten. 

Es mag sein, dass diese Neuregelung gegenüber dem bisherigen Zustand 

einen FortschrLtt darstell to. Die Besatzungskosten werden· aD6r in immer 
1"0 c" 

stärkeram Masse von dergesanten österreichischen Bevölkerung als unge~echt 

und untragbar empfunden. Zurlindestens seit der Konsti tuierung unserer ver­

fassungsmässigen Organe benötigt die neugeschaffene österreichische Republik 

nicht mehr den Sch\1tzdurch die ausländischen Soldaten~ .Der österreichische 

Staat ist stark gemlg,um aus eigenem den Frieden.und die demokratische 

Ordnung aufrecht zu erhaltene! Es ist allgemein bekannt, dass die Fortdauer. 

der Besatzung ausschlie.sslich im Interesse d"er BesatzUngsmacht liegt!' Wer 

aber Truppen in Österreich noch immer· unterhai ton will f der soll. für dio 

Tragungder Kosten aus eigenem au!koIllLlen; ihre 'Uberwä.lzung allf das östar­

reichische Volk, de~ man aus pichtige~ Gründen seit Jahr und Tag den Abschluss 

des·Staatsvertraeos vGrWoigert s ist weder mit don allgemeinen, noch völker­

rechtlichen Grundsätzen vereilibar" 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Eundeskanzlor 

die nachstehende 

Anfrageg 

Ist die österroi.chische Bundesregiol"UUß bereit, alle sich. bietenden 

Gelegenheiten, in~besondero aber den Zusammentritt der Aussenministerkonfe­

renz zu benützen, um die Forder~nß des gesamtonösterreichi.schen Volkes auf 

Beseitigung dar Besatzungskosten nachdrücklichst zu yortreten? 

227/J VI. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




